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Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Erwin,





hiermit bestätige ich den Eingang des von Ihnen signierten Schreibens ohne Kennzeichen,


aus dem somit nicht hervorgeht, wie weit Sie persönlich an der Abfassung beteiligt waren.





Da hierdurch die in meiner Beschwerde angeführten Bedenken nicht ausgeräumt, sondern


sogar verstärkt werden, ist der weitere Ablauf nunmehr vorgegeben.  





Die Frage der Anforderung großer polizeilicher Führungszeugnisse der Belegart „O“ stellt


einen Eingriff in das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung Betroffener dar, zu


dem die Landesbeauftragte und der Bundesbeauftragte für Datenschutz ausführlich meine 


Anfragen beantwortet hatten  Auch in der parlamentarischen Debatte des Landtags NRW wurde dieses Thema bereits erörtert. Die Fraktion der regierenden SPD „nimmt die Bedenken ernst“ und will eine „gerichtliche Klärung“ abwarten. Ihre eigenen Parteifreunde und Koalitionspartner von CDU und FDP sprechen eindeutig von Bruch der Landesverfassung. Ihrer persönlichen Rechtsauffassung vermag ich daher nicht zu folgen.





In einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 21. Februar 1961 mit dem


AZ -1 BvR 314/60- (veröffentlicht im 12. Band der amtlichen Sammlung unter Nr. 21 auf


den Seiten 180 bis 200) ist wörtlich ausgeführt:


“ denn auch die vollziehende Gewalt ist nach Art. 20, Abs. 3, Art.1 Abs. 3 GG an Gesetz und Recht, insbesondere an die Grundrechte gebunden. 


Aus dem Prinzip der Gewaltenteilung ................... folgt nichts anderes. Der Grundsatz der


Gewaltenteilung wird durch die wechselseitige Kontrolle der Gewalten ergänzt: er zwingt


nicht zum Vollzug eines Gesetzes,  das wahrscheinlich für nichtig erklärt werden muß.“
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Mit dieser Argumentation wird selbstverständlich erst recht die Berufung auf eine 


ministerielle Verordnung hinfällig, die im Rang eindeutig hinter Grundgesetz, sowie


übergeordneten Bundes- und Landesgesetzen zurücksteht.  Die neue LHV in NRW


widerspricht mit Auflagen für bislang niemals ordnungsbehördlich aufgefallene Halter 


von völlig willkürlich und unterschiedlich zu allen anderen
